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allem: Bernhard Graefrath, Zu internationalen Aspekten der Menschenrechtsdiskussion, 
S. 331). Damit verneint sie in Verteidigung des Schießbefehls (s. Rz. 11 zu Art. 7) vor 
allem die Geltung des Auswanderungsrechts (vor allem: Erich Buchholz/Günther Wie­
land, Der Fall Weinhold - eine Kette von Rechtsbrüchen der BRD-Justiz, S. 22, unter 
Berufung auf den West-Berliner Rechtswissenschaftler Herwig Roggemann, Grenzüber­
tritt und Strafrechtsanwendung zwischen beiden deutschen Staaten, S. 247). Die Auffas­
sung, durch Ratifikation eines völkerrechtlichen Vertrages trete keine Transformation in 
innerstaatliches Recht ein, muß als Schutzbehauptung gewertet werden. Denn die Praxis 
der DDR sieht im übrigen anders aus. Im Lehrbuch »Staatsrecht der DDR« (S. 228) 
heißt es: »Die einstimmig beschlossenen Menschenrechtskonventionen sind schließlich 
auch deshalb ein Fortschritt gegenüber der Deklaration von 1948, weil sie innerstaatlich 
verbindliches Recht für alle Staaten werden können. Mit diesen Wirkungsrichtungen der 
beiden UNO- Konventionen stimmt der Inhalt der Verfassung der DDR und der Grund­
rechte überein. Die Verfassungswirklichkeit ist von den dort verankerten humanistischen 
Maximen geprägt.« Wenn das heißen soll, die Menschenrechtskonventionen brauchten 
deshalb keine innerstaatliche Wirkung zu entfalten, weil ihr Inhalt ohnehin in der DDR 
formell gilt und praktiziert wird, so steht das im Widerspruch zur hier getroffenen Fest­
stellung, derzufolge der Inhalt der politischen Konvention in den genannten drei Berei­
chen über den Inhalt der formellen Verfassung von 1968/1974 hinausgeht. Das Lehrbuch 
(S. 229) rühmt zwar, daß die »Bedingungen des realen Sozialismus« sowohl reale Grund­
rechte und -freiheiten der Bürger hervorbrächten, die den Menschenrechten des Völker­
rechts entsprächen, als auch weitergehende Rechte und neue Garantieformen wirklicher 
menschlicher Freiheit und Selbstverwirklichung, die in den Menschenrechten des Völker­
rechts heute noch nicht verankert seien. Aber es schweigt zur Rechtslage, die durch das 
Zurückbleiben der formellen Rechtsverfassung der DDR in den genannten drei Bereichen 
entstanden ist. Zu fragen ist zunächst nach den Wirkungen, die nach DDR-Ansicht die 
Ratifikation eines völkerrechtlichen Vertrages hat. Dazu heißt es im Lehrbuch »Staats­
recht der DDR« (S. 343): »Die Ratifizierung eines völkerrechtlichen Vertrages bedeutet, 
daß der durch die Verfassung dazu allein legitimierte Staatsrat dem Vertrag zustimmt. 
Mit der Unterzeichnung durch den Vorsitzenden des Staatsrates wird dokumentiert, daß 
die DDR die mit dem Vertrag übernommenen Verpflichtungen gewissenhaft erfüllen wie 
auch die ihr zustehenden Rechte in Anspruch nehmen wird.« An anderer Stelle des Lehr­
buches (S. 497/498) heißt es: »Bestimmte völkerrechtliche Verträge bedürfen der Ratifi­
kation durch den Staatsrat, um als innerstaatliches (Unterstreichung vom Verfasser) 
Recht Gültigkeit zu erlangen.« Das gilt auch für die Ratifikation der beiden Menschen­
rechtskonventionen durch den Vorsitzenden des Staatsrates am 2.11.1973 13'14, wie sie 
nach der damals geltenden Regelung (s. Rz. 39 zu Art. 66) vorgeschrieben war.

Die innerstaatliche Wirksamkeit beider Konventionen läßt sich auch aus Art. 8 Abs. 1 
herleiten, demzufolge die allgemein anerkannten, dem Frieden und der friedlichen Zusam­
menarbeit der Völker dienenden Regeln des Völkerrechts für die Staatsmacht und jeden 
Bürger verbindlich sind. Erforderlich ist lediglich ein bestimmter Grad der Konkretisie­
rung. Dieser liegt hinsichtlich der beiden Menschenrechtskonventionen vor (s. Rz. 5 zu 
Art. 8). Es ist also die Auffassung vertretbar, daß auch ohne eine Ratifikation die Men­
schenrechtskonventionen aufgrund des Art. 8 Abs. 1 innerstaatlich bindend sind. Dann 
hätte die Ratifikation der beiden Konventionen nur noch bestätigenden Charakter gehabt.
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